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Provisorisches Handbuch „Laienverteidigung“

Diese Textsammlung besteht überwiegend aus den Protokollen des ersten LaienverteidigerInnen-Treffens Anfang Mai 2011 in der Projektwerkstatt Saasen.

Die angegebenen Internetseiten sollten auch immer über www.prozesstipps.de.vu erreichbar sein. Für LaienverteidigerInnen gibt es die Internetseite www.laienverteidigung.de.vu mit Links auf die Dateien zum „provisorischen Handbuch“.

Fehler, Ergänzungen usw. bitte melden. Dieses Handbuch ist nicht öffentlich! Eine ungenaue Weitergabe kann die Wirksamkeit der Laienverteidigung einschränken, da die VerfolgungstäterInnen in Robe und Uniform die Strategien und Probleme dann aus erster Hand erfahren.

Abkürzungen:

· LV: LaienverteidigerInnen oder Laienverteidigung

· RA: RechtsanwältInnen

· StPO: Strafprozessordnung

· StGB: Strafgesetzbuch

· OWi(G): Ordnungswidrigkeit(engesetz)

Kapitel 1: Idee der Laienverteidigung

A. Rollenverständnis

Schon praktizierte Vorgehensweise öffentlich (zugänglich) zu machen und damit „Schneeballeffekt“ auslösen, damit es „normal“ wird, dass Aktivistis sich gegenseitig unterstützen.

Angestrebtes Ergebnis: viele gleichberechtigte, selbstermächtigte Menschen. Keine Hierarchie.

KEIN Anwaltskodex (das Beste für den/die Angeklagte_n heraus holen), 

sondern: andere Angeklagte schützen, keine Informationen über andere Personen, Strukturen. Solidarisch sein.

Idee: Kollektiv, das den Prozess führt. Im Gerichtssaal die ihr zugedachten Rollen ein nimmt. Außerhalb des Gerichtssaales wieder horizontal orientiert ist. Aber:

· Angeklagte_r ist Hauptakteur_in , da er/sie/es auf jeden Fall ihre/seine Rolle einnehmen kann (im Gegensatz zu Laienverteidiger_in, welche_r auch vom Gericht abgelehnt werden kann).

· Laienverteidiger_in hat wahrscheinlich emotionalen Abstand zu Tatvorwurf.

· Evtl. Aufgabenteilung: z.B. LV eher Zeugenbefragung, Aufteilung, wer welche Anträge stellt („Rollenverteilung“).

· ALLE Beteiligten haben hohe Autonomie, bestimmen jederzeit über ihre Handlungen und übernehmen Verantwortung (Freie Vereinbarung)

Angeklagte_r hat letztes Wort (es geht um „ihre“ Repression)

„Normalfall“ (Auch in Öffentlicher Darstellung): LV nur für Personen, die sich auch selber verteidigen können. (Interne Absprachen zwischen Angeklagter/m und LV können anders sein.)

Immer: Persönliche Entscheidung der/des LV ob und wie er/sie wen unterstützt

Rollenverständnis nach Außen:

· „Normalfall“: LV nur für Personen, die sich auch selber verteidigen können.

· Immer: Persönliche Entscheidung der/des LV ob und wie er/sie wen unterstützt.

· Aktivistis verteidigen Aktivistis (hierarchiefrei, nicht klassische Rollenverteilung: Angeklagte_r – Rechtsanwält_in) (daher evtl Probleme, wenn Jurastudies/Jurist_innen als LV unterstützen, die keine Aktivistis sind > krasse Aufgabenteilung, Hierarchie)

· KEINE Rückschlüsse von Entscheidungen von Einzelpersonen auf das gesamte Netzwerk (Jede ist für sich selber (und nur für sich) verantwortlich).

Praktische Vorgehensweisen:

Wünsche der Angeklagten/LV abklären.

Strategien vorstellen und auswählen.

Möglichst genau Rollen/Aufgaben (-Trennung) benennen.

· Wer stellt welche Anträge (juristisch, inhaltlich, politisch, politisch-vermittelnd …)

· Zeugenbefragung

LV sind evtl. auch „Betreuer_innen“ (Trauma).

Am besten mehrere Personen (bes. wenn emotionale Betreuung notwendig) hinzuziehen (zur „Entlastung“ des/der LV)

Mögliche Aufgaben der LV außerhalb des Prozesses (vorher absprechen, besser auf mehrere Personen verteilen):

· Öffentlichkeitsarbeit

· Ansprechbarkeit für die Presse

· Begleitaktionen

Bei Angeklagten, die sehr unsicher sind:

· trotzdem LV zur Klärung wie agiert wird.

Möglichkeiten:


· Von Anfang an Rechtsanwält_in

· Versuch mit LV, bei Ablehnung VORHER informierte_n RechtsAnwält_in „einsetzen“ (sollte schon „bereit“ stehen). [es dürfte schwierig sein, eine_m RA zu finden, der/die dazu bereit ist] 

· Sonst: Vorher klar machen, dass Prozess „gegen die Wand“ laufen kann, wenn LV abgelehnt wird, Angeklagte_r ist dann unverteidigt.

· Auch dann: Vorher Rollen klären, Aufgaben verteilen

Bekannt sollte sein: Nachteile einer Aussage (zusätzlich zum „Üblichen“): 

Geständnis verkürzt den Prozess, Zeugen werden evtl. abgeladen, inhaltliche Vermittlung wird dadurch schwieriger (weniger Möglichkeiten

LV darf nicht (Ablehnungsgrund): Gericht verächtlich machen (sollte also zu Beginn aufstehen …)

Aufgaben/Vorteile des LV-Netzwerkes:

Austausch der LV (Informationen, Wissen…)

Zugänglichkeit von Materialien/Infos (z.B. Wissen, wo welche (Gesetzes-)Kommentare zugänglich sind)

Ansprechbarkeit (über erstellte Papier-Liste)

· Genaue Vorgehensweise zur Kontaktaufnahme von außen beim nächsten LV-Netzwerktreffen: z.B.: über Kontaktformular, „Bearbeiter_in“ trifft Vorauswahl der in Frage kommenden LV und leitet Anfrage weiter.

Voraussetzungen für LaienverteidigerInnen

· Besuch eines Prozesstrainings (Grundtraining) oder vergleichbare Kenntnisse

· mindestens einen Prozess schon mal in Vorbereitung und Durchführung mitgemacht zu haben (als AngeklagteR oder UnterstützerIn)

Anforderungen an die Angeklagten/Betroffenen

Was sich LaienverteidigerInnen von Betroffenen wünschen:

· Aktive Mitarbeit im Prozess und in der Vorbereitung

· Betroffene sollen die Hauptrolle übernehmen und LVs sind die Helferlein im Prozess oder in der Vorbereitung.

· Betroffene sollen eher/zumindest die politischen Inhalte vermitteln (LV könnten dann schwerpunktmäßig formale Positionen einbringen)

· Betroffene sollen bestimmen, die wie Strategie aussehen soll (Wahl unter den verschiedenen Vorgehensweisen)

· Betroffene sollen sich so früh wie möglich melden.

· Betroffene sollen alle Fristen und Posteingänge im Auge behalten (bzw. sicherstellen, dass Post sie erreicht, Gerichte von Wohnungswechseln in formiert werden usw.)

· Selbstverteidigung im Fall der Ablehnung der LV muss möglich sein (Klarheit, dass das passieren kann und nicht unwahrscheinlich ist)

· Besuch von Prozesstraining oder vergleichbare Kenntnisse

· Willen zu einer offensiven Prozessführung/Verteidigung (kein Dogma, aber Bevorzugung)

· Keine Erwartungshaltung an den/die LVin, dass sie eineN „raushauen“

Was zusätzlich noch schön wäre (keine Bedingung):

· Organisierung der Unterstützung vor Ort

· Pressekontakte/-arbeit vor Ort

· Eventuell entstehenden Kosten (Kopien, Fahrtkosten), falls sie entstehen, übernehmen (Soli-Konzerne, Spendensammeln …)

· Bereitschaft, auch später mal selbst als LV zu wirken (Zusatzschulung, Vernetzen ...)

B. Öffentlichkeitsarbeit für Laienverteidigung

Allgemeine Öffentlichkeitsarbeit

Ziel: Anliegen der Kampagne in einer größeren Öffentlichkeit bekannt machen (Vermittlung, Vereinfach damit jeder Mensch versteht) und Druck machen (Petition, Debatte anzettlen)

Aufgaben: 

· allgemeiner Selbstdarstellungflyer, für alle verständlich à la " was ist Laienverteidigung und warum ist es gut" was jeder Mensch, der sich nie mit der Sache auseinandergsesetzt hat, versteht, soll ein relativ kurzer Text sein -> Entwurf macht Cécile

· zielgerichteter ausführlicherer Selbstdarstellungs-Flyer. Soll potenzielle Betroffenen (Angeklagten z. B.) und Einsteiger (zukünftig Laienverteidiger) erreichen.  Soll ein Faltblatt mit 6 Spalten werden.
-> Cécile schreibt einen Entwurf ohne Layout (inhaltliche Grundlage ist ihr im April in der GWR veröffentlichten Text)

Überzeugungsarbeit, Vernetzungsarbeit, Zusammenarbeit 

Ziel: Durch Zusammenarbeit mit anderen Orgas (andere Polit-Gruppen, rechthilfe Gruppen, Menschenrechte Orgas...) , Leute die  sich an der Kampagne aktiv beteiligen wollen , erreichen

Druck machen , dafür ist Vernetzung und Austausch mit anderen Gruppen hilfreich.Denkbar wäre auch offiziellere einflussreichere Strukturen über Vernetzung zu erreichen (Beispiel über die Humanistischen Union eine Diskussionsveranstaltung zwischen und kritische Richter oder wie sie auch immer heißen.)

Fachunterstützung durch Zusammenarbeit mit Anwälte, etc.

Aufgaben:

· Gruppen anfragen, es gibt eine Liste wo jeder eintragen kann welche Gruppe oder Verein anspricht. Jeder kann sich dann überlegen, was er den Gruppen schreibt, was er für eine Zusammenarbeit vorschlägt. Ist gut wenn die Flyer  und die Homepage schnell zur Verfügung stellen, um darauf hinweise zu können.

· Auf der Homepage soll ein FAQ  zum Netzwerk und zur Laienverteidigung selbst rauf (Schreibt Ditsche, kann dann ergänzt werden) 

· Wäre gut ein Angebot für Veranstaltung zu haben, wer von uns  zu welchem Thema  referieren kann, ist einfach dann um Vorschläge an Gruppen für Veranstaltung zu machen. Z.B. " politische Selbstermächtigung vor Gericht", etc. ->jeder soll es zusätzlich in der Tabelle des Aktiven LaienverteidigerInnen eintragen. Dies soll auch als Option im Ankreuz-kontaktformular für das Netzwerk rein.

Aktion des Netzwerkes

Mit Aktionen erreichen wir auch die Öffentlichkeit.

Idee mit der Abgabe von Hannas Verfassungsbeschwerde gegen die Ablehnung als Verteidigerin von Cécile in Stuttgart in Karlsruhe am 8. Juni (-> daraus hat sich eine neue Arbeitsgruppe ergeben, siehe Bericht dieser Arbeitsgruppe)

Die Idee der Laienverteidigung zu anderen Gruppen tragen

Damit es bekannt ist, um Kooperationen zu vereinbaren usw.

Republikanischer AnwältInnenverein (RAV): Jörg über Döhmer

Rote Hilfe: Hanna und Schnitzel

Humanistische Union: Jörg über Döhmer und Dragan

Forum Recht/kritische JuristInnen: ?

Neue RichterInnenvereinigung: ?

CILIP: ?

Amnesty internatinal (AI): ?

Über unsere Existenz informiert Franziska Robin Wood, X1000quer-Rechtshilfe usw.

C. Diskussionspapier „Vermittlung“ mit Zielgruppe Anti-Rep-Szene – 

In den letzten Jahren wurden erfreulicherweise die Methoden der offensiven/kreativen Prozessführung in Strafverfahren zunehmend verbreitert und verbessert. Während immer mehr Menschen diese Methoden anwenden, können sie häufig nicht überzeugend nach Außen vermitteln, warum sie das tun. Wir denken, da muss sich was ändern, und wollen mit diesem Papier Denk- und Diskussionsanstöße dafür liefern. Alles was hier steht ist als These gemeint – es soll und kann keine einfache Linie vorgeben, durch deren Einhaltung alles gut wird.

Auffällig sind konkret 3 Probleme, die oft zu einer Vermittlungsschwäche unserer Zusammenhänge führen:

1. Geringes Bewusstsein der Anwender_innen offensiver Methoden warum sie diese benutzen 

In unseren kleinen Kreisen ist offensive Prozessführung inzwischen regelrecht hip. Die Entscheidung für die Methodik fällt dann gerne mal sehr schnell. Dadurch fehlt dann aber auch oft eine persönliche Reflektion über Sinn und Unsinn dieser Strategie. Die Fähigkeit, diesen Punkt dann Anderen weiter zu vermitteln, ist dementsprechend. 

Das gilt insbesondere auch für eine eigene, grundsätzliche politische Analyse über Rolle und Charakter der Justiz, die (wenn überhaupt vorhanden) oft auf dem Niveau von gegenseitig übernommenen Schlagworten und Versatzstücken liberal-bürgerlicher Ideologie bleibt.

2. Zu häufig reiner Konsum der Methodik statt Vorbereitung und Auseinandersetzung mit dem konkreten Fall 

Es ist nicht grundsätzlich schlecht, dass die offensive Prozessführung konsumierbar ist. Damit ist z.B. gemeint, dass es inzwischen manchmal reicht, sich die fertigen Anträge von anderen auszudrucken und zu stellen, um einen Verhandlungstag platzen zu lassen. So lässt sich Zeit und Energie sparen, was durchaus sinnvoll sein kann. Aber eben gerne mal auf Kosten der Vermittelbarkeit geht.

Wer die Anträge die er/sie stellt nur vom flüchtigen Durchlesen am Tag davor kennt, wird ihre Inhalte oft nicht überzeugend rüberbringen können. Wer sich seine Strategie anderswo zusammenklaubt statt sie selbst zu entwickeln, wird sie häufig nicht gut begründen können. Neben dem Problem der Außenvermittlung ist dieser Aspekt selbstverständlich auch entscheidend für die Selbstsicherheit mit der Angeklagte auftreten.

3. Abgrenzungsunschärfe ob juristisch/politische oder persönlich/emotionale Unterstützung benötigt wird

Klingt vielleicht auf den ersten Blick nicht nach einem Problem der Vermittlung, ist es letztlich aber doch. Wenn es gut läuft (und das tut es nicht immer!) kriegen Angeklagte ein gewisses Maß und Rechtsberatung und politischer Solidarität aus unseren Zusammenhängen. Die psychologischen Seiten der Repression, der Zusammenhang der Verteidigung mit der Persönlichkeit der Angeklagten usw. bleibt dagegen oft auf der Strecke. Wer sich mit einem Verfahren einfach nur schlecht fühlt, aus psychologischen Gründen nicht richtig vorbereiten kann, etc. wird auch keine gute Öffentlichkeitsarbeit machen können.

Letztlich ist es so, dass Personen die nicht zum engsten Szenekreis gehören (seien es bürgerliche Unterstützer_innen oder „Laufkundschaft“) nach einem offensiv geführten Prozess oft mit wenig Verständnis und vielen Fragen den Heimweg antreten. 

Unklar ist beispielsweise häufig/ immer wieder/ manchmal:

· Wozu die ganzen sinnlosen Anträge? Geht es wirklich um den Inhalt oder um das Nerven?

· Warum erzählt die Angeklagte so wahnsinnig viel, was zwar interessant ist, aber irgendwie komisch an dieser Stelle erscheint?

· Warum nervt das Publikum so? Bringt das was? Gefährdet das nicht die Angeklagte?

· Darf die Richterin / die Justizwachtmeister_innen das?

· Wie sollte das Verhältnis zwischen Polizei und Justiz sein? Also eigentlich? 

· Was zur Hölle tun die da? Die reden ja mit Richtern! Machen die etwa Aussagen zum Vorwurf? Die benutzen ihre Rechte um einen Gerichtsablauf zu stören, dass kann ja nicht sein, dass die unsere Rechte so misshandeln. Die sollen mal froh sein, dass die sich in Deutschland verteidigen dürfen. In anderen Ländern ist ja alles viel schlimmer. Wohin soll das alles führen? Aber ihr habt doch Grundrechte, seid doch froh, dass wir so etwas haben. ihr beschmutzt damit unser Rechtssystem.

· Auf diese Fragen wollen wir an dieser Stelle keine Antworten formulieren, dafür verweisen wir auf das Flugblatt „Hallo...? Geht’s noch? Zur Vermittlung möglicherweise unkonventioneller Prozesstrategien“.

Soweit die Kritik am Ist-Zustand. Wir wollen im folgenden ein paar Lösungsansätze vorschlagen:

Bessere Anträge

Einiges was wir schreiben ist juristisch schon ziemlich gut. Dafür hat es keinen über Juristerei hinausgehenden Inhalt. Das führt dann häufig zu einer ziemlich langweiligen Dramaturgie, und ist für Viele die nicht eh schon von offensiver Prozessführung überzeugt sind, unverständlich. Verfahren sollten nicht nur juristisch, sondern auch politisch gewonnen werden. Anträge sollten daher auch über den formaljuristischen Rahmen hinausgehen. Unsere Inhalte sind dabei nicht nur der politische Kontext der kriminalisierten Aktionen, sondern auch die Begründung für unsere Strategie vor Gericht.

Freies Reden verbessern / spontanes Agieren erlernen

Naturgemäß fällt es unterschiedlichen Menschen unterschiedlich schwer, schlagfertig auf das Agieren der Gerichte zu reagieren. In jedem Fall ist es für die Vermittlung lohnend, sich diese Fähigkeiten so weit es eben geht anzueignen.

Zwischenrufe aus dem Publikum

Auch hier sollte reflektiert werden, was zu einer Vermittlung an Außenstehende beiträgt, und was nicht.

Diskussionsverhalten 

Wir sollten da wo es notwendig erscheint, untereinander solidarische Kritik an der Art und Weise üben, wie (offensive) Prozesse von uns geführt werden.

Wir brauchen eine Debatte über Sinn und Unsinn offensiver Prozessführung, über unsere Ziele und die unterschiedlichen Analyen von und Kritik am Justizapparat. 

Wir brauchen eine bessere Streitkultur und einen inhaltlichen Austausch untereinander.

Materialen für die Außenarbeit erstellen 

Das gilt sowohl für den formalen Ablauf eines Gerichtsprozesses, als auch für die inhaltliche Begründung der Offensiv-Strategie. Denkbar wäre z.B. ein Flugblatt, was sich an die Beobachter_innen eines Gerichtsprozesses richtet. Anfänge hierfür wurden schon gemacht.

Emotionalen Support verbessern 

...

Neue Rolle: Vermittler

So wie es bei vielen Prozessen Menschen gibt, die sich z.B. für das Schreiben des Protokolls verantwortlich fühlen, sollte es routiniert Personen geben, die gezielt mit dem Publikum das Gespräch suchen und ihnen die Art und Weise der Prozessführung erklären.

Der Vollständigkeit halber an dieser Stelle auch noch eine Aufzählung weiterer Rollen, die sich bereits bewährt haben: Pressekontakt, Ablaufprotokoll, Zitateprotokoll (um in Befangenheitsanträgen oder Pressearbeit wörtliche Zitate von Richter_innen und Staatsanwält_innen verwenden zu können), Zeugengespräche verhindern durch auf dem Gang sitzen, Rauswürfe beobachten (evtl. Justizwachtmeister/ Polizei fotografieren, dokumentieren), Zwischenrufe (Nerven, rauswerfen lassen, Pausen erzwingen, Gründe und Vorgänge  produzieren mit denen Angeklagte weiterarbeiten können), Mahnwache vor dem Gericht.

Publikumstraining 

Für Prozessinteressierte die keine Lust/Zeit auf ein komplettes Prozesstraining haben, können kurze, reine Publikumstrainings angeboten werden.

Über das Nennen dieser formalen Ansätze hinaus sollten wir aber auch stärker diskutieren, welche Ziele und Analysen wir mit der offensiven Prozessführung verbinden. Hierbei ist zu unterscheiden zwischen den konkreten Zielen einerseits, und andererseits den politischen Einschätzungen, die dazu führen, eine Strategie zu wählen, die in der Regel mit der Autorität des Gerichts in Konflikt gerät. 

Konkrete Ziele können z.B. sein:

· Einstellung des Verfahrens (des eigenen oder anderer)

· Angst nehmen, Aktionsfähigkeit erhöhen

· Lehren für künftige Aktionen ziehen

· Unregierbar sein

· Obrigkeit anzweifeln

· Herrschaft enttarnen

· Unruhe stiften

· Normalität durchbrechen

· Eigene Zurichtung überwinden 

· Konsequent handeln und Integrität wahren, letztlich widerständig bleiben

· Motivation schöpfen

· Geschehen lenken und inhaltlich gestalten

· Utopien benennen

· Die Möglichkeit der Verbindung von effektiver Einzelfallverteidigung und Gesellschaftskritik 

· Justizbetrieb ins Stocken bringen

Mögliche  Elemente einer Kritik, vor deren Hintergrund eine offensive Prozesstrategie gewählt wird, können unter anderem sein:

· Steuergeldverschwendung durch Justiz

· Permanenter Rechtsbruch

· Urteilsfabrik 

· Kriminalisierung sozialer Bewegungen

· Bejahung von staatlichen Gewaltverhältnissen / Staatslogik

· Waffen- bzw. gewaltgestützter Apparat

· Strafe als Konzept bekloppt

· Zerstörung von Existenzen

· Binäres Weltbild, schwarz-weiß-Logik

· Schützt Eliten

· Antiemanzipatorisch weil keine Konfliktlösung und keine Verbesserungen für die Zukunft

· Gesetze sind doof weil Verregelung des gesellschaftlichen Lebens von Oben anstatt Freier Menschen in Freien Vereinbarungen

· Teil des Machtapparates, Aufrechterhaltung des Status Quo / bestehender Herrschaftsverhältnisse

· Schützt die Grundlagen des Kapitals wie z.B. das Privateigentum

· Kapitalistische Gesellschaften sind grundsätzlich gewaltförmig (z.B. wegen Ausschluss Vieler vom gesellschaftlichen Reichtum, und erzwungener Konkurrenz), Gerichte wenden also gegen die Folgen des eigenen Handelns stumpf noch mehr Gewalt an

· Doofe Klamotten

Auch wenn es einigen in unseren Zusammenhängen wichtig ist, beinhaltet die Entscheidung für eine offensive Prozessführung nicht automatisch eine Ablehnung der Justiz an sich. Argumente wie das Verschwenden von Steuergeldern und die Kritik an den Fließbandbetrieb in den Gerichten mögen gut begründbar sein, stellen aber allein genommen nicht die Justiz an sich, sondern nur ihre konkrete Form in Frage sein. Auch die Kritik an Rechtsbrüchen durch Richter_innen und Kriminalisierung bedarf einer gewissen Zuspitzung, um wirklich in einer radikalen Gesellschaftskritik zu münden.

Zwischen dem Einfordern von Rechten sowie Verweisen auf demokratische Gepflogenheiten und tatsächlich radikaler Justiz-kritik und –ablehnung in Zusammenhang mit revolutionärer Politik liegt ein großer Unterschied, der oft von uns unterschätzt wird. Wer aber eine solche radikale Kritik vertritt, und sich vor Gericht (sinnvollerweise) dennoch auf die Gesetze des Staates beruft, bewegt sich in einem Widerspruch, der vielen betroffenen nicht bewusst ist. Der Umgang mit diesem Widerspruch ist daher häufig entsprechend unbefriedigend. 

Die Schaffung von mehr Bewusstsein von uns und anderen in Bezug auf Inhalt und Notwendigkeit einer radikalen Kritik, erscheint dringend notwendig.

Protokoll des Arbeitskreises „Vermittlung“

Zielsetzung: Erstellen eines Diskussionspapiers für die Antirep-Szene und einen Flyer für das Publikum von offensiven Gerichtsprozessen.

Gliederung eines Diskussionspapiers für die eigene Szene (Text oben)

· Problembenennung

· Lösungsansätze

· Warum offensive Prozessführung? (Überschneidung mit Flyer für Außen)

Zu 1.

· Geringes Bewusstsein der AnwenderInnen offensiver Methoden warum sie die benutzen (GeBewo)

· Zu häufig reiner Konsum der Methodik statt Vorbereitung und Auseinandersetzung mit dem konkreten Fall (MeKo)

· Abgrenzungsunschärfe ob juristisch/politische oder persönlich/emotionale Unterstützung benötigt wird (Agus)

Zu 2.

Prozessuale Lösungsansätze:

· Bessere Anträge

· Freies Reden verbessern / spontanes Agieren erlernen

· Zwischenrufe aus dem Publikum

Lösungsansätze drumherum:

· Diskussionsverhalten (Auseinandersetzungen führen statt Harmoniesucht)

· Materialen für die Außenarbeit erstellen (z.B. Flyer), einerseits Strategie, andererseits formaler Ablauf eines Prozesses

· Emotionalen Support verbessern (esup)

· Neue Rolle: Vermittler

· Publikumstraining (kürzer als ganzes Prozesstraining)

Zu 3.:

Ziele

· Einstellung des Verfahrens wird angestrebt

· Unregierbar sein

· Obrigkeit anzweifeln

· Herrschaft enttarnen

· Unruhe stiften

· Normalität durchbrechen

· Zurichtung überwinden (Ist das ein Ziel oder ein Nebeneffekt?)

· Konsequenz, Integrität, widerständig bleiben, 

· Geschehen lenken

· Inhaltliche Gestaltung

· Utopien benennen

· Ablauf des Prozesses verständlich machen

· Motivation schöpfen

· Angst nehmen, Aktionsfähigkeit erhöhen

· Lehren für künftige Aktionen ziehen

· Verbindung von effektiver Einzelfallverteidigung und Gesellschaftskritik möglich

Grundsätzliche Ablehnung des Justizapparates

· Steuergeldverschwendung (reformistische Argumentation)

· Urteilsfabrik (auch reformistisch?)

· Bejahung von staatlichen Gewaltverhältnissen / Staatslogik

· waffen- bzw. gewaltgestützter Apparat

· Zerstörung von Existenzen

· Schützt Elite

· Strafe als Konzept bekloppt

· Binäres Weltbild, schwarz-weiß-Logik

· Antiemanzipatorisch weil keine Konfliktlösung und keine Verbesserungen für die Zukunft

· Gesetze sind doof weil Verregelung des gesellschaftlichen Lebens von Oben anstatt Freier Menschen in Freien Vereinbarungen

· Teil des Machtapparates, Aufrechterhaltung des Status Quo / bestehender Herrschaftsverhältnisse

· Schützt die Grundlagen des Kapitals wie z.B. das Privateigentum, kapitalistische Gesellschaften sind grundsätzlich gewaltförmig (Ausschluss von gesellschaftlichen Reichtum, erzwungene Konkurrenz), wendet gegen die Folgen stumpf noch mehr Gewalt an

· Einschüchterung und doofe Klamotten

Grundsätzlich: Widerspruch zwischen revolutionären Zielen einerseits und berufen auf bürgerliches Recht andererseits bewusst machen

Fragen die sich das Publikum stellen könnte

Wozu die ganzen sinnlosen Anträge? Geht es wirklich um den Inhalt oder um Nerven?

Warum erzählt die Angeklagte so wahnsinnig viel, was zwar interessant ist, aber irgendwie komisch an dieser Stelle erscheint?

Warum nervt das Publikum so? Bringt das was? Gefährdet das nicht die Angeklagte?

Darf die Richterin das?

Wie sollte das Verhältnis zwischen Polizei und Justiz sein? –also eigentlich? (Polizist_innen als Zeug_innen / im Einsatz)

Was für einen Handlungsspielraum haben die Justizwachteln ohne Anweisung der Richter_in?

Rollen im Gerichtsprozess

· Pressekontakt

· Ablaufprotokoll

· Zitateprotokoll

· Zeugenabsprachen verhindern

· Rauswürfe beobachten

· Vermittlung ans Publikum

· Zwischenrufe / Nerven / Rauswerfen lassen (Gründe provozieren)

· Mahnwache vor dem Gericht

Kapitel 2: Arbeitsweise im LV-Netzwerk

A. Koordination Prozesse/Orga

Organisationsfrage (-> u.a. Einscannen von Akten → im Moment noch nicht nötig)

Wer kann was? → siehe „LV_innen-Tabelle“ (siehe separates Blatt)

Mittel der Vernetzung:

· regelmäßige Treffen → bei jedem Treffen Termin fürs nächste Treffen vereinbaren

mögliche Inhalte der Treffen:

· Themen zum nächsten Treffen vorbereiten

· Fortbildungen innerhalb der Netzwerkes#

· wann nächste Schulung(en)?

· Email-Liste → evtl. die Antirep-Liste nutzen...?

Interessent_innen-Liste → eine Person von uns sammelt diese in Form einer Liste

LV_innen-Tabelle:

· Kriterien für Aufnahme in die Tabelle: 1.) mind. einen Prozeß komplett durchgemacht (als Angeklagte_r oder als Begleitung) + 2.) Schulung mitgemacht haben

· wie kann verhindert werden, dass immer die gleichen aus der Tabelle ausgewählt werden? → Vorschlag: nur Vornamen der LV_innen...?

· Kommentare: Tabelle enthält Info, ob bei der LV_in Kommentare sind 

regionale Netzwerke → z.B. Berlin

Musterprozesse? Wo Schwerpunkte?

· wenn was neu ist, ganz am Anfang einen Musterprozess

· in Verbindung mit Schulungen/Prozeßtrainings → anstehenden Prozess als Inhalt der Schulung/des Trainings

Grundidee bei LV_innen:

· die Angeklagten bleiben die Hauptakteur_innen → damit kein Dienstleistungsdings entsteht!

= Hilfe zur Selbsthilfe + politischer Anspruch

Ausdehnung der LV_innen:

· Schulungen für LV_innen

· Wie öffentlich soll das Netzwerk sein?

Webpage: → Nachteile: Dienstleistungsdings




→ Vorteile: Verbreitung




→ mit Grundinfos auf jeden Fall → Trainingstermine

· ? Kriterium: wer LV_innen in Anspruch nimmt, von der_dem wünschen wir uns, dass sie_er auch selber LV_in wird...?

· Prozesstrainings: LV_innen könnten Prozesstrainings geben und dort die Tabelle dabei haben...

Was tun mit Anfragen?

Ideen (auch Kombinationen mögl.):

·  Anfragen über Email(liste)? → hat auch Vorteile

· Angeklagte bekommen die Tabelle? → LV_innen entscheiden, ob und welche Kontaktdaten von ihnen dabeistehen

· Tabelle auf webpage?

Lösung für Nicht-Internetnutzer_innen:

· Tabelle liegt an bestimmten Orten aus?

· Postanschrift (Saasen)?

C. Schulung für LaienverteidigerInnen

Ablaufplan: Folgende Inhalte werden behandelt ...

Was ist die Idee der Laienverteidigung?

· Rollenverständnis

· Netzwerk

Danach oder vorher: Rechtsstellung der/s LaienverteidigerIn und ihre Durchsetzung (§ 138,2 StPO)

Welche praktischen Effekte hat die LV?

· Verschiedene Strategien: deren Wirkungen, Vor- und Nachteile 
(mit/ohne AnwältInnen, offensiv/defensiv usw.)

· Zusätzliche Handlungsmöglichkeiten von LaienverteidigerInnen (gegenüber Angeklagten)

· Absprachen zwischen Angeklagten und LaienverteidigerInnen

Rechtsfragen

· Aufbau von Strafvorwürfen (objekt./subjekt. Tatbestand, Schuld, Verbotsirrtum, Notstand …)

· Rechtsaufbau mit Fachbegriffen

· Prozessbegleitende Nebengesetze

· Rechtsdatenbanken, Kommentare, AnwältInnen, weitere Informationsquellen

Vertiefungsworkshops (Kleingruppen u.ä.) zu Erfahrungen und Erweiterungen von Prozessstandards

Anstöße für Prozess-(Grund-)trainings sammeln (Trainingsinhalte angleichen)

Ausblick auf Seminare mit Sonderthemen (z.B. Revision, Verfassungsbeschwerde)

Feedback nach der ersten Schulung (Verbesserungsideen):

· Punkt „Rechtsfragen“: Mehr als Input

· Ein Tag länger

· Weiterer Punkt „Strafen und Folgen“ (Führungszeugnis usw.)

· Methoden entwickeln, um Frontales zu brechen, z.B.

· Brainstorming, Kärtchen …

· Rollenspiel zu Beantragung (mit Selbstdarstellung LVin) und bei Ablehnung von LVin

· Weitere Ideen, um in die „Rolle“ LVin hineinschnuppern zu können

· Beispiele, die LVinnen schon mal agiert haben, was für Probleme auftraten, wie damit umgegangen werden kann usw.

Schulungsprotokoll der ersten Schulung (erster Teil)

Zu StPO:

- Zulassung/stillschweigende Zulassung

- Revisionsablehnung

Gründe für die Ablehnung des Antrags:

- fehlender Vertrauensbeweis

- unzureichende Sachkenntnis

- keine Notwendigkeit eines/r Pflichtverteidiger/in -> Wahlverteidiger/in

- Verwechslung der LVT-Position mit einem persöhnlichen Beistand

  -> Ablehnungsgrund: Kein bestehender Ehevertrag mit dem/der Angeklagten

Beweislieferung der nötigen Kompetenz des/der LVT:

- Fachkompetenz

- Nachweis von genehmigten LVT - Fällen

- Antragsstellung des/der Angeklagten in Verbindung mit LVT -> Zusatz -

Kompetenzbeweis

Rechtsprechung:

- Kommentare ( -> PDF-Datei)

Pflichtgemäßes Ermessen: „...ist einer Behörde eingeräumt, wenn

Rechtsvorschriften fehlen, dass oder in welcher Weise sie tätig zu werden

hat. In diesem Fall hat die Behörde nach sachlichen Gesichtspunkten unter

Abwägung der öffentlichen Belange und der Interessen des einzelnen zu

entscheiden. Vgl. § 40 Verwaltungsverfahrensgesetz.”

Quellen:

- Mitgliedschaft in Bibliotheken/Unibibliotheken

- Wichtige Kommetare sollen veröffentlicht werden

- Anwälte besitzen die neusten Kommentare -> Vernetzung mit Anwälten

- Internet ( Gesetzestext + Urteile + Juristische Fachzeitschriften)

- Programm / Kommentarsammlung ( Name sollte noch ermittelt werden )

- Juristische Fachzeitschriften (Zeitunrelevant bzw. neuste Exemplare)

„KEINE ANGST VOR JURISTISCHEN TEXTEN”

- Handbuch: ca. 40- seitige PDF - Datei zum Thema LVT

- Berlin: Erstellung eines Allgemeinen Handbuchs

- Richterdatenbank -> Dr. Peter Niehenke „Flitzer von Freiburg”

soll neu aufgegriffen werden bzw. Suche starten nach verschwundener Datenbank

- Presseartikel über Urteile

„Welcher Richter/in leitet meinen Prozess?"

- mit Aktenzeichen bei der Geschäftsstelle anfragen -> Name des Richters

- Aushang + Nachfrage im Gerichtsgebäude bei Richterwechsel

D. Nächstes Treffen

2.-4.12 in der Projektwerkstatt Saasen (es sei denn, eine andere Gruppe will das in einer anderen Stadt organisieren – dann bevorzugt woanders)

Schon mal gesammelte Themen:

· Aufbautraining für Selbstverteidigung? (also quasi ein dritter Seminartyp zwischen Grundtraining und Laienverteidigungsschulung)

· AG zur Laienverteidigung außerhalb von Straf- und Ordnungswidrigkeitenrecht

· Gegenseitige Vollmachten a la VoVo, jetzt zur Vorlage bei Polizei und Justiz

· Trick: Bei Verhören und vor Gericht Aussagen bzw. Einlassung vor Zulassung eines/r LaienverteidigerIn verweigern (danach natürlich auch ...)

· Erfahrungsaustauschworkshops zu Prozessabläufen

· Überprüfung der Materialien, z.B. Antragssammlungen

· Vorbereitung von Spezialseminaren (Revision, Versammlungsrecht, Verfassungsbeschwerde)

· Planung einer weiteren LaienverteidigerInnen-Schulung (u.a. mit Einbau besserer Gruppenmethoden)

· AG „Mehrere Angeklagte mit verschiedenen/gegenläufigen Strategien“

· Internationale Rechtssprechung

· Zusammentragen von Informationen aus Gesetzen, die erst noch gelesen werden müssen (siehe unten zu „Offene Aufgaben“)

E. Offene Aufgaben

· Seltenere Gesetze durchlesen

· Recherche: Verhältnis freie Beweiswürdigung vs. Verfahrungsgrundsätze (wie „Im Zweifel für den Angeklagten“, Waffengleichheit/fairer Prozess, Willkürverbot/faires Verfahren …)

· Recherche: Vorsatz, Verwerflichkeit als Tatbestandsmerkmale?

· Tabelle: Einträge in Führungszeugnis/Bundeszentralregister und deren Wirkungen

· Klärung: Kann AngeklagteR eine eigene Protokollführung beantragen/vereidigen lassen?

Kapitel 3: Ablehnung von LaienverteidigerInnen

A. Ideen zum Umgang mit Ablehnungen von Anträgen nach § 138 (2) StPO

Aufgrund der Häufigkeit von Ablehnungen unserer Anträge auf Zulassung juristischer Beistände haben wir debattiert, wie sich eine Ablehnung möglichst vermeiden bzw. strategisch sinnvoller damit umgehen lässt.

Wir regen an, sowohl die Anträge auf Zulassung als auch die Beschwerden dagegen möglichst individualisiert zu stellen, also jeweils die persönlichen Kompetenzen der beantragten Person hervorzuheben. Das erschwert möglicherweise eine fließbandmäßige Ablehnung gegenüber der copy-paste-Verwendung der „instant-Anträge“.

Eine Überlegung darüber hinaus ist, dass zwar die angeklagte Person direkt im laufenden Verfahren schriftlich Beschwerde einlegt, die abgelehnte Person dies jedoch nur mündlich ankündigt, um in der Beschwerde auf den schriftlichen Ablehnungsbescheid eingehen zu können. Vorteil: Die angeklagte Person hat gegen die Ablehnung der Beschwerde nur das Rechtsmittel der Revision, die abgelehnte Person kann nach Ablehnung der Beschwerde direkt vor das Verfassungsgericht ziehen. 

Strategische Überlegungen:

· Sind die beantragten Personen medien- oder gerichtsbekannt?

· Geht es um die reale Beiordnung oder um die Debatte um die Zulassung (z.B. um Befangenheitsanträge stellen zu können)?

· Setzen sich die Beistände direkt zu Beginn schon neben die Angeklagten?

· Wie seriös bzw. aktivistisch treten die Beistände vor dem Antrag auf Zulassung auf?

Ablehnungsgründe für Anträge auf Zulassung eines juristischen Beistands nach §138 (2) StPO

Falsche Paragrafen:

· nicht verheiratet

Das Gericht verwechselt den Antrag auf Zulassung einer Person als juristischem Beistand nach § 138 (2) mit einem Antrag auf Zulassung eines persönlichen Beistands nach § 149 StPO, wonach Ehegatten und Lebenspartner als Beistände zuzulassen sind.

· kein notwendiger Fall der Pflichtverteidigung, ausreichende Kompetenz der angeklagten Person

Das Gericht wertet den Antrag als Antrag auf Bestellung eines/einer Pflichtverteidiger_in nach § 140 StPO. Es handelt sich aber um einen Antrag nach § 138, also einen Antrag auf Genehmigung eines Wahlverteidigers / einer Wahlverteidigerin.

Zulässige Gründe:

1.Keine ausreichende Sachkenntnis

Mögliche Bausteine einer jeweils individuellen Gegenargumentation, je nach Strategie für Zulassungsantrag oder Beschwerde gegen Nichtzulassung oder beides:

Unserer Auffassung nach lässt sich gerade aus der Tatsache, dass Laienverteidiger_innen keine examinierten Jurist_innen sind, deren Komepetenz für den Einzelfall ableiten, analog eines Verkehrs- oder Medizinsachverständigen, der als Beistand wegen besonderer Fachkenntnisse bezogen auf den speziell verhandelten Fall als Beistand zugelassen wird (Meyer-Goßner 45. Auflage dazu im Kommentar zu 138 (2) 8 „In Betracht kommen insbesondere (…) Angehörige der steuerbratenden Berufe in Steuerstrafverfahren“). Analog sind wir  Expert_innen für Kriminalisierung politischen Widerstands, haben Erfahrung/ Praxis im Spannungsfeld ziviler Ungehorsam – politischer Aktivismus – Strafbarkeit gerade in Hinblick auf die komplexe Sachlage bei selbstlosen Motiven, Notstand, Abwägung Grundrecht vs. Spezialrecht etc.

Belege für besondere Kompetenz: Journalistische Tätigkeit zum Thema, Artikel in Fachzeitschriften, Bücher zum Themengebiet, Vorträge, Grundlehrgang Strafverteidigung, Fortgeschrittenenlehrgang Strafverteidigung, Glaubhaftmachung über Institutszertifikate

Weitere Argumente für die Kompetenz der gewählten Person: Selbstverteidigung oder Laienverteidigung in ähnlich gelagerten Fällen (jeweils mit Aktenzeichen)

2. Nicht vertrauenswürdig

Wir sehen selbstverständlich keinerlei Anlass zum Zweifel an unserer Vertrauenswürdigkeit  :-)

Was leider zulässig ist, ist eine Ablehnung nach Abwägung der Interessen den Rechtspflege und der Interessen des/der Angeklagten. Aber weil wir ja total vertrauenswürdig sind, gibt es keine Interessen der Rechtspflege die einer Genehmigung im Wege stehen könnten – ist ja klar :-)

Hinweis: Internetseite zu VerteidigerInnen, u.a. zur Laienverteidigung, mit Kommentaren usw. unter www.projektwerkstatt.de/antirepression/tipps/verteidiger.html.

Anlage: Tabelle bisheriger Annahmen und Ablehnungen von LaienverteidigerInnen (tabelle_ablehnung_annahme.doc).

Kapitel 4: Verschiedene Strategien der Verteidigung vor Gericht: Vor-/Nachteile sowie Aufwand/Nutzen

A. Die Aufwand-Nutzen-Verhältnisse bei offensiver Prozessführung

Frage: Ist es bei Bagetellen oder, wenn wenig Zeit ist, nicht sinnvoll, wenigstens Standardanträge und -abläufe zu nutzen, also quasi die Methoden zu konsumieren?

Die Frage wurde bejaht, wenn gleichzeitig vermittelt wird, dass

Hineindenken in die Prozessabläufe, dahinterstehenden Logiken sowie das Hinterfragen der Geschehnisse erfolgt und das Verfahren so zur eigenen Sache gemacht werden

offensive Anwendungen nicht aus einem Erwartungsdruck heraus geschehen, cool sein zu wollen und auch Stärke zu zeigen.

offensive Verteidigung ohnehin nicht der einzige mögliche und oft auch nicht der einzig sinnvolle Weg ist.

es immer auf den konkreten Fall ankommt und die Methoden mit den konkreten Inhalten, um die es bei den Prozess geht, verbunden werden müssen (Vermittlung von Inhalten)

es keine Sicherheit über die Wirkung offensiver Mittel gibt (die es bei anderen Formen der Verteidigung auch nicht gibt). RichterInnen interessieren sich für Recht und ihre eigenen Regeln oft einen Scheißdreck).

alles von der anderen Seite erzwungen ist, mensch unfreiwillig vor Ort ist und alle Regeln die Regeln der anderen Seite sind (klares Bild im Kopf über die Rollen und Systemzwänge der Beteiligten)

alles nie zu Sorglosigkeit führen darf.

Sammlung von Möglichkeiten zur Effizienzerhöhung

· Debatten um Strategien immer so führen, dass verwendbare Materialien für Prozesse/Antirepressionsarbeit herauskommen (z.B. Anträge ... durchaus auch verschiedene Variante z.B. basierend auf unterschiedlichen Meinungen)

· Ideensammlungen anlegen - und immer ergänzen: Anträge, Argumentationen, Einzelideen für Aktivitäten

· Sich selbst und insgesamt politische, herrschaftskritische Positionen weiterentwickeln

Frage: Ist es okay, Prozesse auch mal mit reduziertem/keinem Aufwand zu führen oder Strafbefehle sogar zu akzeptieren?

Das muss im Einzelfall abgewogen werden.

Pro:

· Kann Burnout vermeiden oder zumindest Zeit/Kraft sparen für Anderes.

· Kann sonst problematisch sein, wenn andere Angeklagte vorhanden, die offensive Strategie nicht wollen.

Contra:

· Um Vorstrafe wissen oder das Geschehen als Niederlage empfinden, kann Burnout auch fördern.

· Gedanke des Wegschiebens würde gestärkt.

· Problem für andere Angeklagte (wenn mehrere vorhanden), wenn eigene Strafe rechtskräftig wird.

· Vorstrafe oder spätere Auswahl als RädelsführerIn u.ä.

Frage: Kann/soll es Laienverteidigung auch für nicht-offensive Prozesse geben?

Im Einzelfall entscheiden.

· Ja, wenn LaienverteidigerInnen dazu bereit sind und das zwischen Beteiligten abgesprochen wurde

· Soll aber nicht "beworben", also auf Flyern, Internet usw. als Möglichkeit angeboten werden.

B. Paranoia, Angst usw.

Frage: Gibt es eine Paranoia, d.h. überzogene Angst vor Repression? Wenn ja, woher kommt die?

Zunächst: Auch Infos aus unserer eigenen Aktivität können eine solche Paranoia schüren (geschürt haben), z.B. die einseitige Behauptung, dass (Vor-)Strafen unbedingt vermieden werden sollten, weil sie Nachteile erzeugen.

Einschub: Tatsächlich ist - wie immer - nichts wirklich sicher. Es gibt sogar Vorteile von Strafen:

· Geringere Vermittelbarkeit im Jobcenter.

· Einstellungen mit Bezug auf vorherige oder andere Strafe.

· Das ist selbstverständlich kein Argument, Straftaten zu begehen oder sich erwischen zu lassen. Es soll zeigen, dass nichts klar, sondern immer eine Sache des Nachdenken und Abwägens ist.

Frage: Welche absurden Theorien verstärken sonst noch Paranoia?

· Wie es in den Wald ruft, so schallt es heraus! (falsch: Es gibt keinen irgendwie nachweisbaren Zusammenhang zwischen Freundlichkeit vor Gericht und der späteren Urteilshöhe)

· So ist auch falsch, weil durch nichts bewiesen: Wer sich wehrt, bekommt es noch dicker ab.
All sowas macht nur Angst.

· Jedes Wort ist eine Aussage und kann gegen Dich verwendet werden! (falsch: Der anderen Seite helfen nur Aussagen zur Sache, über andere Sachen mit Polizeiinteresse, über Personen und Zusammenhänge - ein Maulkorb macht stumme Fische ... und genau dieses Bild wird zum Teil sogar als Vorbild verwendet: So aber werden Duckmäuser gezüchtet!)

· Angriffe auf Prozesse u.ä. schaden der Bewegung bzw. "uns" (dieser Unsinn wurde z.B. von einem Gewaltfreiheitsdogmaten mal aufgestellt - neben der inhaltlichen Unbegründetheit ist die Selbstinszenierung als "wir" dreist)

Frage: Gibt es Paranoia?

Symptome könnten Panikmails über alle möglichen Listen oder Kampagnen zur Abwehr von Repression, bevor die überhaupt (richtig) einsetzt bzw. geklärt werden kann, ob sie einsetzen wird.

Weitere Einzelaspekte:

· Aber ... es kann auch mal taktisch sinnvoll sein, zu befürchtende Repression schon vorauseilend zu bearbeiten, um Leute zu stabilisieren, eventuell auch einfach zu beruhigen.

· Zwingen wir Leute, sich laut zu äußern, weil sonst niemand reagiert? Oder folgt auf der anderen Seite ein Wettbewerb im Lautschreien?

· Leute in Cliquen sind/fühlen sich abgesicherter - tragen deshalb die Einzelleute eher die Vernetzungsarbeit? Sind Leute in Cliquen doppelt stärker, weil sie die Clique haben und diese zusätzlich lauter schreit, wenn einem/r der ihren etwas widerfährt?

Frage: Welchen Sinn kann frühzeitige Mobilisierung machen?

· Gefahr: Hohes Niveau nicht lange durchhaltbar, daher eventuell gefährlich, weil zum Prozessbeginn die Luft schon raus ist.

· Chance: Zeitnah zu einer Aktion lassen sich gut begleitende Öffentlichkeitsaktionen, Infostände, Veranstaltungen usw. machen.

· Möglichkeit: Aktion immer mit Rundherum-Aktivitäten verbinden. Dabei Liste mit Leuten füllen, die für den Fall der konkreten Repression aktiviert werden können.

C. Welche praktischen Effekte gibt es durch die LV (im Vergleich zu unverteidigten und durch AnwältInnen verteidigte Angeklagte)?

Vor- und Nachteile verschiedener Vorgehensweisen („Strategien“) und deren Effekte:

Es gibt keine Erfolgsgarantie für die verschiedenen Vorgehensweisen (V). Es gibt aber unterschiedliche Wahrscheinlichkeiten, je nach V.

· Es gibt keine belastbaren Infos, dass das Urteil härter oder schwächer ist bei offensiver Verteidigung

· bei Reueansatz wahrscheinlich milders Urteil zu erhalten. Bei Uneinsichtigkeit kann sich mögliche Strafe verschärfen

· in anderen Fällen kann Reueansatz schärferes Urteil bewirken

· es gibt auch Einstellungen wegen echter oder vorgetäuschter Reue

Es besteht also die Möglichkeit sich bei der Einschätzung der Vorgehensweise voll zu verhauen.

Mischvorgehensweisen

Wenn Rechtsanwält/in (RA) genommen wird, Tendenz Prozess nicht in die Länge zu ziehen, da sonst der Prozess teurer wird

Offensive Verteidigung in Teilelemente aufdröseln

      -     Störfeuer und Beweisaufnahme 

· differenzierte Konzepte unter selbem Oberbegriff

· Zeitrahmen oft erst kurzfristig abschätzbar. Ohne dieses Wissen ist es gefährlich sich in Sicherheit zu wiegen. Es braucht einige Zeit bis gewisse Dinge absehbar sind

· Mensch kann sich ganz schön irren, da RichterInnen sich oft anders verhalten können, als die Erfahrung erwarten lässt

· RichterInnen analysieren auch uns und passen deren Vorgehensweise an unser Verhalten an, z.B. Katalog was in Gerichtssaal mitgenommen werden darf bzw. Verhaltenskodex für den Gerichtssaal

· Begleitanalyse des eigenen Vorgehens und eventuelle Abänderung der eigenen Vorgehensweise

Wenn ein/e RA genommen wird, dann sollte eigene Durchsetzungsfähigkeit gezeigt werden und dargelegt werden, wann eventuell das Mandat entzogen würde.

Folgende Arbeitsgruppen mit folgenden Fragestellungen fanden statt:

1. Vor und Nachteile verschiedener Vorgehensweisen

2. Zusätzliche Möglichkeiten und Nachteile eines/einer RA im Verhältnis zur Laienverteidigung (LV)

3. Zusäzliche Handlungsmöglichkeiten durch LV. Was kann LV, was unverteidigte/r Angeklagte/r nicht kann?

Für die Arbeitsgruppen 1 und 3 werden extra Protokolle erstellt.

Arbeitsgruppe 2: „Zusätzliche Möglichkeiten und Nachteile eines/einer RA im Verhältnis zur Laienverteidigung (LV)“

Eine Mischung aus LV und RA ist grundsätzlich möglich. Aber dann ist zuerst LV zu beantragen und später RA hinzuzuziehen.

Chancen durch eine/n RA:

· Die Sicherheit ist höher dass RA Akte nach Hause erhält als der/die LV

· RA braucht für die Vertretung keine Genehmigung, im Gegensatz zur LV

· Meist besteht mehr Erfahrung im juristischen Bereich bei einem/einer RA aus dem Fachgebiet Strafrecht

· Richter/in lässt sich bei einem/einer RA  eher auf Untertischgespräche ein

· RA kann auch Sachen erreichen, die andere nicht erreichen können

· Eine Verdrängung des/der Angeklagten (A) durch das Gericht, da ein/e RA vorhanden ist, kann auch positiv thematisiert werden und versucht werden gegen das Gericht zu wenden

· Bei RA besteht InsiderInnenwissen des Justizapparats

· Kontakte zu RA in anderen Städten 

· Geregelte Erreichbarkeit während Bürozeiten

· LV kann nicht zu inhaftierten A. vordringen für ein Gespräch (? Sachverhalt ist nicht ganz geklärt) Bei U-Haft ist Betreuung mit RA besser möglich 

· Unzulässige/unstrukturierte Leute tun sich besser mit RA. Können Sache an RA abgeben

· Besserer Zugang zu Urteilsdatenbanken, Fachzeitschriften, SpezialistInnen

· Einfluss auf Prozesstermine. RA kann mehr Einfluss zumindest auf 1. Termin nehmen. Richter/in fragt bei RA diesbezüglich vorher an. Es  besteht aber kein Rechtsanspruch darauf

Gefahren durch ein/e RA:

· kein eigenes Akteneinsichtrecht mehr, Abhängigkeit von RA. Der EGMR (Europ. Gerichtshof für Menschenrechte) hat aber Entscheidungen getroffen, wo weiter eigenständiges Akteneinsichtsrecht als gegeben angesehen wird (Öcalan gegen Türkei und Fouchet gegen Frankreich).

· Kosten

· Prozess kann nicht so selbstbestimmt geführt werden

· Ablehnung der offensiven Verteidigung durfte bei RAen weit verbreitet sein

· RA dürfte sich eher auf Untertischgespräche mit RichterIn  einlassen, ohne den/die A.

· RA verdrängt A. gegenüber Gericht

· RA verdrängt A. aus den Medien. Medien sehen ihn/sie als AnsprechpartnerIn

· Unklarheit des privaten Verhältnisses von RA zu VertreterInnen der Justiz 

· RA dürften meist die Psychologie des/der A. weniger gut kennen als eine LV, die aus der eigenen Szene stammt

· Erreichbarkeit nach Feierabend und am Wochenende dürfte meist nicht gegeben sein

· Erhöhte Gefahr, dass der/die A. Verantwortung abgeben will

· Absprachen/gemeinsame Prozessvorbereitung dürfte erschwert sein. Z. B., dass vorzeitige Anreise nicht gegeben sein dürfte und die Vorbereitung sich meist auf 1. Kanzleigespräch begrenzen dürfte.

· Dass RA  Absprache zwecks Termin hinter dem Rücken des/der A. macht, ohne dies mit A. besprochen zu haben

RA dürfte stark prozessökonomisch denken, z. B. keine zu lange Sitzung pro Tag, da Bezahlung pro Tag. Aber auch gegenteilige Sichtweise gibt es hierzu.

D. Verhältnis: LV_innen ↔ RA_innen

Wozu braucht mensch einen Anwalt?/ Wo kann nur ein Anwalt helfen?

· Leute aus der Schußlinie, die überfordert sind

· Akteneinsicht

· Haftbefehle

· LV_innen durchsetzen

· sofortige Besuchserlaubnis für Knast bekommen

Wo können LV_innen doch was machen?

· Haftprüftermin (Haftprüfung → StPO)

· bei der Polizei?!

· Zeugenbeistand?!

Infos zu LV_innen:

· § 138,2

· sollte bisher nicht strafrechtlich in Erscheinung getreten sein (also keine Einträge im Zentralregister) → Problem bei uns...

· in welcher Reihenfolge LV_innen und Pflichtverteidiger_innen beantragen?

· Grundsätzlich müssen Verteidiger_innen keine(!) Anwält_innen sein

Wie mit Ablehnung umgehen?

· Art „Vorsorgevollmacht“

· stillschweigende Genehmigung → LV_innen provozieren Sachen, die die Richter_in(!) entscheiden muss (und nicht andere Gerichte), z.B. Termin- oder Beschlagnahme-Sachen

Liste von AnwältInnen anlegen:

· nur intern, d.h. nur in der Hand der LaienverteidigerInnen und RAinnen selbst

· Die mit dem LV-Netzwerk zusammenarbeitenden Rainnen sollten auch untereinander vernetzt sein.

Hilfe durch AnwältInnen:

· Kopieren oder Scannen von Zeitschriftenartikeln, Uretilen usw.

· Zugang zu Kommentaren und Urteilsdatenbanken

· Absprachen über Arbeitsanfall nötig (mit RA Tronje Döhmer ist Absprache getroffen)

offene Urteilsdatenbanken (→ Infos zu bisherigen Gerichtsentscheidungen):

· NRW-Justizportal

· für Berlin/Brandenburg: Brandenburg-Portal

CD Seitenhieb-Verlag und Download-Seiten:

· Antragssammlung und Material für Gerichtsprozesse: www.projektwerkstatt.de/download/download_gerichte.html
· Materialien für Trainings (incl. Ablaufplan): www.projektwerkstatt.de/download/download_prozesstraining.html

Kapitel 5: Informationsquellen und Themenabhandlungen

A. Aufbau von Strafvorwürfen

oder (Insidergag des Protokollanten): „§89 StPO regelt das Öffnen von Leichen“

Verfahrensgrundsätze:

[...]

Tatbestand:

Ein Tatbestand zerlegt sich in Tatbestandsmerkmale = Elemente einer Tat, die nachgewiesen sein müssen, damit eine Tat nach einem § strafbar ist.

z.B. HauFrieBru Tatobjekt (umfriedetes Besitztum ODER abgeschlossene Wohnräume,...) UND Tathandlung (Eindringen ODER Verweilen trotz Aufforderung)

Tatbestandsmerkmale gliedern sich in zwei Gruppen:

· Objektiv (Das, was mensch sehen kann/ Handlung im materiellen Sinn)

· Subjektiv (Was im Kopf des Täters passiert (Vorsatz))

Subjektiver Tatbestand oft wichtiger, als mensch denkt.

z.B: Beweisantrag des/der AngeklagteN „Zaun war nicht vollständig“ StA: „Tut nichts zur Sache“ Laienverteidiger: „AngeklagteR konnte die Umfriedung nicht erkennen“ → Subj. Tatbest. nicht erfüllt

„Hätte der Angeklagte ein Irrtum vermeiden können“, kann der subj. Tatbest. dennoch erfüllt sein.

StGB

Gliedert sich in Allgemeiner Teil+Besonderer Teil

Allgemeiner Teil: Punkte, die sich auf alle §§ beziehen können.

z.B. Verbotsirrtum (versch. Varianten d. Irrtums (über Verbot/über Geschehen vor Ort)), vorsätzl./fahrlässiges Handeln, Verjährung, Beihilfe, Anstiftung, Rechtfertigungsgründe (Notwehr, rechtfertigender Notstand (erweitert z.B. zu behandelnde Themenfelder))

->strafmildernde/strafverschärfende Umstände, Straffreiheit (muss/kann)

Strafhöhe/Strafzumessung (ab §46) (z.B: Verurteilt werden kann nur, wer schuldhaft handelt=Vorwerfbarkeit einer Handlung)

Bewährung, Verwarnung mit Strafvorbehalt, Absehen von Strafe (Fall Daschner(Folterbulle))

Vorstrafen dürfen nur in ein Urteil einfließen, wenn sie thematisch dazugehören. (§243 StPO)

Strafantrag: (Verweis auf §206a StPO=Einstellungszwang bei Verfahrenshindernis) 

3 Typen von Tatbeständen

- kein Antrag notwendig – von Amts wegen (Strafverfolgungsbehörde erlangt Kenntnis) → StA muss ermitteln (z.B. Widerstand)

- nur auf Antrag des Antragsberechtigten! verfolgbar → reines Antragsdelikt-nur Hausfriedensbruch

Frist 3 Monate nach Bekanntwerden der Tat.

- Mischform: auf Antrag verfolgbar oder bei „besonderem öffentlichen Interesse“ (durch StA) oder Beides

am Häufigsten vertreten

Insidergag, Fortsetzung: „§90 StPO wären dann übrigens die Kinderleichen“

B. Sonstige Gesetzbücher

GVG (Gerichtsverfassungsgesetz):

Wie ist eine Gerichtsverhandlung aufgebaut, welche Gerichte/Kammern gibt es, wie sind die besetzt , Öffentlichkeit, Ausschlussgründe der Öffentlichkeit, Sitzungspolizei, Ordnungsmaßnahmen

„Schöffen brauchen keine auch nur geringfügigen intellektuellen Kenntnisse“

§§169-183 sind interessant und sollen verteilt werden.

Gilt auch im Zivilrecht, bei OWIs, eingeschränkt im Verwaltungsrecht

Einführungsgesetz für Strafprozessordnung

Konvention zum Schutz der Menschenrechte und Grundfreiheiten

§6 Recht auf ein faires Verfahren

z.B: Recht auf Verteidiger

Gesetz über die Entschädigung von Strafverfolgunsmaßnahmen

Bundeszentralregistergesetz

Vorstrafen, Eintragungen, Löschungsfristen

JGG Jugendgerichtsgesetz

14-21 Jahre bei Tatzeit → Jugendstrafrecht

14-18 Jahre → Jugendlicher findet immer Anwendung

18-21 Jahre → Heranwachsender findet abhängig von der Reife Anwendung

ergänzt/ersetzt Teile der StPO bzgl. Öffentlichkeit, Instanzen, Jugendgerichtshilfe, andere Strafen, Gerichtsort...

Rechtspflegegesetz

Befugnisse, Zuständigkeiten,... eines Rechtspflegers

Beratungshilfe, zu Protokoll gegebenes Zeug,...

Strafvollzugsgesetz

noch als Bundesgesetz, Auslaufmodell

G-10-Gesetz

Post und Fernmeldegeheimnis

RiStBV Richtlinien für das Strafverfahren und das Bußgeldverfahren

Munition zum rummotzen und für Dienstaufsichtsbeschwerden

Viel über Verhalten von StA,... ~ Dienstvorschrift

Aufstehen

MiStra Anordnung über die Mitteilung in Strafsachen

Datenweitergabe

OWiG Ordnungsmaßnahmen

Ablauf eines Ordnungswidrigkeitenprozesses

Manche Ordnungswidrigkeiten (Perso nicht zeigen,...) Rest z.B. in der EBO,...

k. Verurteilung, sondern Bußgeld.

Erstmal Anhörung, Bußgeldbescheid – nur auf Widerspruch Gerichtsverfahren

Kostenordnungsgesetz

Man bekommt zwischen 2 Verhandlungstagen das Protokoll kostenlos nach Hause geschickt

GKG Gerichtskostengesetz

Anlagen

· Protokoll zum Antirepnetz-Treffen am 12.5. in Saasen

· Liste bisheriger Laienverteidigungen (mit Informationen über Annahme und Ablehnung, auch unter www.projektwerkstatt.de/laienverteidigung/tabelle_laienverteidigung.pdf)

· Liste der ansprechbaren LaienverteidigerInnen mit Infos über Themen, Interessen usw.

· Kommentare zu folgenden StPO-Paragraphen

· § 138 (Zulassung von VerteidigerInnen – mehrere Kommentare)

· § 140 (Pflichtverteidigung)

· § 147 (Akteneinsicht)

· Kommentare zu weiteren Gesetzen mit Hinweisen auf Laienverteidigungstätigkeit und VerteidigerInnenwahl

· Formulare für Internetkontakteaufnahme mit LaienverteidigerInnen: Erstkontaktformular (im Internet unter www.projektwerkstatt.de/laienverteidigung/formular.htm) sowie Formblatt zum Eintragen wichtiger Infos zu Tatvorwurf und Verfahrensstand ( www.projektwerkstatt.de/laienverteidigung/formular.pdf)

· Zwei Aufrufe zum LaienverteidigerInnennetzwerk

Anhang: Protokoll vom Workshop „Zukunft des Antirepnetzes/Flyerbearbeitung“ auf dem  Laienverteidigungstreffen vom 12.5 Saasen

· 1.) Bestandsaufnahme, gut 60 Leute auf Antirepliste, diskutiert wird aber nur von den Leuten die sich für Laienverteidigung engagieren. Mutmasslich gibt es viele Leute auf der Liste, die andere Themen so spannend finden würden, dass sie sich darin einbringen würden. Das könnte das Antirepnetz verbreitern. Es soll auf der Liste gefragt werden, welche Themen die dort Eingeschriebenen interessieren und was sie für Erwartungen an die Liste/das Netzwerk haben.

· 2.) Abgrenzung Laienverteidigungsnetzwerk/ Antirepnetzwerk. Eine Hierarchie der einen über die andere Gruppe soll vermieden werden. (Zusatz am nächsten Morgen wurde etwas kontrovers im Plenum diskutiert, ob es eine Notwendigkeit gibt, eine Einordnung zu machen deregestalt das die Laienverteidigung ein Teil des Antirepnetzes (bzw deren Arbeit) darstellt.) 

· 3.) Laienverteidigungsnetzwerk und Antirepnetzhomepage
Es wurde für gut befunden wenn auf der Antirepnetzhomepage, Aktivitäten und Resultate der Arbeit des Laienverteidigungsnetzwerkes veröffentlicht werden. Die Antirepnetzhomepage kann für die Zwecke des Laienverteidigungsnetzwerrkes genutzt werden. Anmerkung: es war offen, ob es dazu Gegenpositionen beim letzten Treffen in Berlin gab

· 4.) Newsletter: 
Es wird angestrebt alle 14 Tage einen Newsletter zu verschicken.(edith kümmert sich) Dort sollen die Termine veröffentlicht werden, die jetzt per Einzelemail an die Liste geschickt werden. Dies könnte eine ggflls zukünftige emailflut über die Liste eindämmen. Zuanfangs sollen allgemein bedeutsame Sachen geschrieben werden, z. B spannende Gerichtsentscheidungen. Workshops usw, danach eine Termin- und Dokumentenliste. 
Um dieses zu organisiere, soll auf der HP eine Adresse eingerichtet werden unter der mensch den Newsletter abbonieren kann und etwas für den Newsletter schreiben kann.    

· 5.)weitere Vernetzung des Antirepnetzwerkes
Es  wird eine stärkere Kooperation zwischen Rostock und Berlin für sinnvoll erachtet, z. B. wegen Rostocker Betroffener wegen L14 Repression und Berliner Betroffenen von Genfeldprozess. Wenn vor Ort auch in anderen Regionen Prozess und Polizeikontakttrainings stattfinden soll dies allgemein bekanntgegeben werden  

· 6.) Kampagne Verfassungsbeschwerde: 
Evtl gibt es Anf Juni einer Verfassungsbeschwerde wegen Ablehnung einer Laienverteidigerin. Dieses könnte genutzt werden, um mit zeitgleicher öffentlich wirksamer Beschwerdeneinreichung in Karlsruhe und Infoveranstaltung/Workshop dieArbeit und Existenz von Laienverteidigungsnetzwerk und Antirepnetz bekannter zu machen. Ob das wirklich läuft klärt eine Arbeitsgruppe

· 7.) weitere Netzwerkaktivitäten 
Desweiteren war die Überlegung bei den diesjährigen Sommercamps Trainings anzubieten.

· 8.) Flyerbearbeitung: 
Die Anregungen von enrico werden übernommen. Zusätzlich sollen die Sterne auf dem Layoutentwurf weg, weil das zu sehr nach EU aussieht. Als Logo/Bildchen war die Idee eine knüppelnde Justitia zu nehmen, die auf einem Auge blind ist.
Als Überschrift nicht „ein neues Antirepressioinsnetzwerk“ sondern in groß „Antitrepressionsnetzwerk“ und darunter so in mittelgroß - spektrenübergreifend, undogmatisch, labelfrei, hierarchiearm, grundsätzlich gegen Knast, selbstermächtigend.

      Nicht befriedigend geklärt wurde, wie es mit der Angabe eines möglichen Spendenkontos

       aussieht. Es sollte ja kein zentrales Konto geben. Es gab die Idee, einfach ein paar   

      Spendenkonten von regional und Arbeitsgruppen aufzuführen, mit dem Vermerk, dass das

      Geld sowieso zwischen allen solidariasch verschoben wird.


